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Bekanntmachung 
über das Abkommen von Nizza 

über die Internationale Klassifikation 
von Waren und Dienstleistungen 
für die Eintragung von Marken 

vom 15. Juni 1957, 
revidiert in Stockholm am 14. Juli 1967

vom 10. August 1970

Nachstehend wird das Abkommen von Nizza über 
die Internationale Klassifikation von Waren und 
Dienstleistungen für die Eintragung von Marken vom 
15. Juni 1957, revidiert in Stockholm am 14. Juli 1967, 
dem die Deutsche Demokratische Republik mit Wir­
kung vom 20. Juni 1968 beigetreten ist, sowie dessen 
offizielle deutsche Übersetzung bekanntgemacht.

Das Abkommen ist gemäß Artikel 9 Abs. t  nach Hin­
terlegung der 5. Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
am 12. November 1969 in Kraft getreten.

Berlin, den 10. August 1970

Der Sekretär des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

O. G o t s c h e

Abkommen von Nizza 
über die Internationale Klassifikation 

von Waren und Dienstleistungen 
für die Eintragung von Marken 

vom 15. Juni 1957, 
revidiert in Stockholm am 14. Juli 1967

Artikel 1

(1) Die Länder, auf die dieses Abkommen Anwen­
dung findet, bilden einen besonderen Verband.

(2) Sie nehmen für die Eintragung von Marken die­
selbe Klassifikation der Waren und Dienstleistungen 
an.

(3) Diese Klassifikation besteht aus:
a)  einer Klasseneinteilung,
b)  einer alphabetischen Liste der Waren und Dienst­

leistungen mit Angabe der Klasse, in die sie ein­
geordnet sind.

(4) Die Klasseneinteilung und die alphabetische Liste 
der Waren sind die im Jahre 1935 vom Internationalen 
Büro zum Schutz des gewerblichen Eigentums heraus­
gegebene Klasseneinteilung und alphabetische Liste 
der Waren.

(5) Die Klasseneinteilung und die alphabetische Liste 
der Waren und Dienstleistungen können von dem ge­
mäß Artikel 3 dieses Abkommens gebildeten Sach­
verständigenausschuß in dem durch diesen Artikel fest­
gelegten Verfahren geändert oder ergänzt werden.

(6) Die Klassifikation wird in französischer Sprache 
abgefaßt: auf Verlangen jedes Vertragslandes kann 
eine amtliche Übersetzung in seiner Sprache von dem 
im Übereinkommen zur Errichtung der Weltorgani­

sation für geistiges Eigentum (im folgenden als «die 
Organisation »■ bezeichnet) vorgesehenen Internationalen 
Büro für geistiges Eigentum (im folgenden als «das 
Internationale Büro» bezeichnet) im Einvernehmen 
mit der beteiligten nationalen Behörde veröffentlicht 
werden. Jede Üersetzung der Liste der Waren und 
Dienstleistungen gibt bei jeder Ware oder Dienstlei­
stung neben der entsprechenden Ordnungsnummer der 
alphabetischen Aufzählung in der betreffenden Sprache 
die Ordnungsnummer an, die sie in der in französi­
scher Sprache abgefaßten Liste trägt.

Artikel 2

(1) Vorbehaltlich der sich aus diesem Abkommen 
ergebenden Verpflichtungen hat die Internationale 
Klassifikation die Bedeutung, die ihr jedes Vertrags­
land beilegt. Insbesondere bindet die Internationale 
Klassifikation die Vertragsländer weder hinsichtlich 
der Beurteilung des Schutzumfangs der Marke noch 
hinsichtlich der Anerkennung der Dienstleistungsmar­
ken.

(2) Jedes Vertragsland behält sich vor, die Inter­
nationale Klassifikation der Waren und Dienstleistun­
gen als Haupt- oder Nebenklassifikation anzuwenden.

(3) Die Behörden der Vertragsländer werden in den 
Urkunden und amtlichen Veröffentlichungen über die 
Eintragung von Marken die Nummern der Klassen 
der Internationalen Klassifikation angeben, in welche 
die Waren oder Dienstleistungen gehören, für welche 
die Marke eingetragen ist.

(4) Die Tatsache, daß eine Benennung in die alpha­
betische Liste der Waren und Dienstleistungen aufge­
nommen ist, berührt in keiner Weise die Rechte, die 
etwa an dieser Benennung bestehen.

Artikel 3

(1) Beim Internationalen Büro wird ein Sachverstän­
digenausschuß gebildet, der über alle Änderungen oder 
Ergänzungen der Internationalen Klassifikation der 
Waren und Dienstleistungen zu beschließen hat. Jedes 
Vertragsland ist in dem Sachverständigenausschuß ver­
treten; dieser gibt sich eine Geschäftsordnung, deren 
Annahme der Mehrheit der vertretenen Länder bedarf. 
Das Internationale Büro ist in dem Ausschuß vertre­
ten.

(2) Die Änderungs- oder Ergänzungsvorschläge sind 
von den Behörden der Vertragsländer an das Inter­
nationale Büro zu richten; dieses hat sie den Mitglie­
dern des Sachverständigenausschusses spätestens zwei 
Monate vor der Sitzung, in der diese Vorschläge ge­
prüft werden sollen, zu übermitteln.

(3) Die Beschlüsse des Ausschusses über Änderungen 
der Klassifikation bedürfen der Einstimmigkeit der 
Vertragsländer. Als Änderung ist jede Überführung 
von Waren au/ einer Klasse in eine andere oder jede 
Bildung einer neuen Klasse, die eine solche Überfüh­
rung zur Folge hat, anzusehen.

(4) Die Beschlüsse des Ausschusses über Ergänzun­
gen der Klassifikation bedürfen der Mehrheit der 
Vertragsländer.

(5) Die Sachverständigen können ihre Ansicht schrift­
lich bekanntgeben oder ihre Befugnisse auf den Sach­
verständigen eines anderen Landes übertragen.


